
Antrag 

der Abgeordneten Mag.a Kollermann gemäß § 32 LGO 2001 

betreffend: Reparatur NÖ Sozialhilfe-Ausführungsgesetz (NÖ SAG) 

 

 

Die Ereignisse der jüngsten Vergangenheit haben gezeigt, dass es im Vollzug des NÖ 
Sozialhilfe-Ausführungsgesetzes (NÖ SAG) zu Härtefällen kommen kann, die Personen 
unvorbereitet in existenzbedrohliche Situationen bringen 
(vgl. https://www.noen.at/baden/herbergsuche-irakische-familie-aus-bad-voeslau-sucht-
bleibe-bad-voeslau-voemit-asyl-solidaritaet-nofb-print-238853029). 

Es kann davon ausgegangen werden, dass es nicht im Sinne des Landesgesetzgebers ist, 
Personen unverschuldet in eine derartige Zwangslage zu bringen. Eine Möglichkeit, die 
entsprechenden gesetzlichen Voraussetzungen zu schaffen, bestünde in der Übernahme der 
Formulierung des § 5 OÖ Sozialhilfe Ausführungsgesetzes, wodurch, wie in OÖ bereits seit 
über einem Jahr so gehandhabt, die Einbeziehung der Personengruppe im Vollzugsweg 
ermöglicht würde. 

§ 5 im 2. Hauptstück "Leistung der Sozialhilfe" des OÖ SAG lautet: 

"§5 
Persönliche Voraussetzungen für die Leistung der Sozialhilfe 

(1) Leistungen der Sozialhilfe sind unbeschadet zwingender völkerrechtlicher oder 
unionsrechtlicher Verpflichtungen ausschließlich österreichischen Staatsbürgerinnen 
bzw. Staatsbürgern und Asylberechtigten, im Übrigen nur dauerhaft niedergelassenen 
Fremden zu gewähren, die sich seit mindestens fünf Jahren dauerhaft, tatsächlich und 
rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten. 

(2) Sozialhilfe kann, sofern dieses Landesgesetz nicht anderes bestimmt, nur Personen 
geleistet werden, die ihren Hauptwohnsitz und ihren tatsächlichen Aufenthalt im Land 
Oberösterreich haben. 

(3) Wohnungslose Personen, die ihren tatsächlichen dauernden Aufenthalt in 
Oberösterreich durch Vorlage einer Hauptwohnsitzbestätigung gemäß § 19a 
Meldegesetz, BGBl. Nr. 9/1992, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
104/2018, bei der Behörde nachweisen können, sind Personen im Sinn des Abs. 2 
gleichgestellt. 

(4) Vor Ablauf der im Abs. 1 genannten Frist sind aufenthaltsberechtigte EU-/EWR-
Bürgerinnen bzw. -Bürger, Schweizer Bürgerinnen bzw. Bürger und 
Drittstaatsangehörige österreichischen Staatsbürgerinnen bzw. Staatsbürgern nur 
insoweit gleichgestellt, als eine Gewährung von Leistungen der Sozialhilfe auf Grund 
völkerrechtlicher oder unionsrechtlicher Vorschriften zwingend geboten ist und dies im 
Einzelfall nach Anhörung der zuständigen Fremdenbehörde festgestellt wurde. 

(5) Von Leistungen der Sozialhilfe ausgeschlossen sind 
1. Personen ohne tatsächlichen Aufenthalt in Oberösterreich, 

2. Asylwerberinnen bzw. Asylwerber, 

3. ausreisepflichtige Fremde, 
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4. Personen, die wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener gerichtlich 
strafbarer Handlungen zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von zumindest sechs 
Monaten verurteilt wurden, für den Zeitraum der Verbüßung ihrer Strafhaft in einer 
Anstalt und 

5. subsidiär Schutzberechtigte." 
 

 

Die Gefertigte stellt daher den 

Antrag: 

 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

 

„Die Landesregierung wird - im Sinne der Antragsbegründung aufgefordert - dem hohen 
Landtag einen entsprechenden Gesetzesvorschlag zur Beschlussfassung vorzulegen, um die 
Reparatur des NÖ SAG sicherzustellen.“ 

 

Der Herr Präsident wird ersucht, diesen Antrag  dem Rechts- und Verfassungs-Ausschuss zur 
Vorberatung zuzuweisen. 
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